
Befehl 124 Ziff. 8 beruht, nicht heilen. Völlig falsch ist 
es also, mit einem evtl, vorhandenen guten Glauben 
nach § 366 HGB den gutgläubigen Erwerb in Volks­
eigentum stehender oder sequestrierter Vermögens­
werte beweisen zu wollen.

Im Ergebnis ist also sowohl das Stadtgericht als auch 
das Kammergericht zu einer das Gesetz verletzenden 
Entscheidung gelangt.

Alexander heb ek, 
Hauptreferent im Ministerium der Finanzen

II
Die nachstehende Anmerkung will sich lediglich mit 

der in der Entscheidung als Hauptproblem aufgeworfe­
nen Frage auseinandersetzen, ob ein privater gut­
gläubiger Besitzer (hier die Klägerin) unter Berufung 
auf § 993 Abs. 1, 2. Halbsatz BGB dem Verlangen eines 
Rechtsträgers von Volkseigentum (hier der Verklagten) 
auf Herausgabe der ordnungsgemäß gezogenen Nutzun­
gen mit Erfolg widersprechen kann, m. a. W., wem von 
den Beteiligten der Anspruch auf diese Nutzungen zu­
steht.

In dieser Frage ist dem Urteil (und auch der An­
merkung Leb e k s ,  der ja im Prinzip die Auffassung 
des Kammergerichts hinsichtlich der Möglichkeit des 
gutgläubigen Erwerbs teilt) sowohl in seiner Begrün­
dung als auch im Ergebnis nicht zuzustimmen, da es 
das Gesetz verletzt.

Die folgenden Ausführungen müssen davon ausgehen, 
daß die Sachaufklärung des Gerichts den Nachweis des 
guten Glaubens der Klägerin auch tatsächlich erbracht 
hat, was in den Urteilsgründen jedoch — wie von Lebek 
bereits kritisiert — nicht überzeugend zum Ausdruck 
kommt. Denn nur unter dieser Voraussetzung kann 
das aufgeworfene Problem überhaupt Gegenstand der 
vorliegenden Entscheidung sein.

Der falsche Ausgangspunkt der Entscheidung besteht 
darin, daß das Kammergericht den Rechtsgrundsatz 
„Volkseigentum ist unantastbar“ lediglich als „ökono­
misch-politischen Grundsatz“ auffaßt, wobei es sich 
inhaltlich der von A r t z t  in NJ 1951 S. 213 Ziff. VI 
und NJ 1956 S. 710 vertretenen Ansicht anschließt. 
Dieser Grundsatz ist jedoch Bestandteil unseres gelten­
den Rechts und damit R e c h t s  grundsatz. Er fand 
seinen gesetzlichen Niederschlag als Rechtsgrundsatz, 
wenn auch nicht überall ausdrücklich formuliert, in 
verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen, so u. a. in 
Ziff. 2 des Befehls 64 vom 17. April 1948 (ZVOBl. 
S. 140), in § 3 Abs. 1 der Anordnung über die Über­
tragung der volkseigenen Betriebe an die Rechtsträger 
des Volkseigentums vom 20. Oktober 1948 (ZVOBl. 
S. 502), in § 2 der Anordnung über die Bildung der 
Vereinigung volkseigener Güter vom 15. Juni 1949 
(ZVOBl. S. 498), in Art. 28 der Verfassung der DDR und 
in den Gesetzen über die Volkswirtschaftspläne. Auf 
diesem Weg fand er Eingang in das Rechtssystem der 
Deutschen Demokratischen Republik, wobei die Auf­
hebung einiger dieser gesetzlichen Bestimmungen 
nichts daran ändert, daß er als Rechtsgrundsatz unein­
geschränkt weitergilt (vgl. hierzu auch „Das Zivilrecht 
der DDR — Sachenrecht“, Berlin 1956, S. 70—71, und 
K l e i n e  in NJ 1957 S. 327 ff.).

Die hier vertretene Ansicht ist weiterhin auch inso­
fern begründet, als die Anwendung dieses Grundsatzes 
zweifelsfrei zum festen Bestandteil der gesamten 
Rechtsprechung der DDR gehört.

Von Wissenschaft und Praxis gleichfalls unbe­
stritten ist die Tatsache, daß dieser Grundsatz insbe­
sondere auch die sanktionierten Normen des BGB 
modifiziert hat. Würde es sich dagegen, wie das 
Kammergericht meint, nur um einen „ökonomisch­
politischen" Begriff handeln, so müßte eine derartige 
Auswirkung auf geltendes Recht konsequenterweise 
abgelehnt werden, weil sie eine Verletzung der demo­
kratischen Gesetzlichkeit bedeuten würde. '

Der erkennende Senat vertritt weiter den Stand­
punkt, daß der Rechtsgrundsatz „Volkseigentum ist 
unantastbar“ als ökonomisch-politischer Grundsatz „auf 
den Zivilrechtsverkehr übertragen, d. h. mit dessen 
Wesen und Erfordernissen in Übereinstimmung ge­
bracht werden“ muß. Dabei verzichtet das Gericht 
völlig auf eine inhaltliche Klärung des Wesens des

Zivilrechtsverkehrs in der DDR — mehr noch, das 
Wesen des Zivilrechtsverkehrs wird, zumindest in der 
vorliegenden Konzeption des Urteils, als eine von der 
gesellschaftlichen Entwicklung unabhängige Erschei­
nung unterstellt. Diese Auffassung ist jedoch wissen­
schaftlich nicht haltbar. Das „Wesen“ und die „Er­
fordernisse“ des Zivürechtsverkehrs werden durch die 
bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse, also vor­
wiegend dadurch bestimmt, welche Eigentumskate­
gorien an ihm beteiligt sind, und nicht umgekehrt. In­
dem das Urteil aber verkennt, daß der Rechtsgrundsatz 
„Volkseigentum ist unantastbar“ einen wesentlichen 
Bestandteil der rechtlichen Regelung des Volkseigen­
tums darstellt und sich deshalb nur aus d i e s e r  , 
Regelung ergeben kann, welche Stellung das Volks­
eigentum im Rechtsverkehr einnimmt, zäumt es das 
Pferd am Schwanz auf. Deshalb beruhen alle weiteren 
Versuche, den Inhalt des Grundsatzes „Volkseigentum 
ist unantastbar“ vom Wesen des Zivilrechtsverkehrs 
her zu klären, auf einer falschen Ausgangsposition.

Das Kammergericht geht auch noch in anderer Hin­
sicht von einem falschen Blickwinkel an die Lösung des 
Problems heran. So heißt es in der Entscheidung u. a.: 

„Daß das Volkseigentum aber auch wie das per­
sönliche Eigentum gewisse Beeinträchtigungen er­
leiden kann, wenn es am Zivilrechtsverkehr teil­
nimmt, ergibt sich aus dessen Wesen und läßt sich 
im Interesse der gleichen Rechtsstellung der Partner 
wie der geordneten Durchführung des Zivilrechtsver­
kehrs nicht vermeiden.“
Dieser Feststellung liegt zunächst eine unzulässige 

Gleichstellung des Volkseigentums mit dem persön­
lichen Eigentum zugrunde. Unser Recht schützt aber 
aus bekannten, an dieser Stelle nicht zu erläuternden 
Gründen das Volkseigentum als gesellschaftliches 
Eigentum umfassender als das persönliche Eigentum.

Auch der Versuch, Beeinträchtigungen des Volks­
eigentums mit dem abstrakten Hinweis auf den Zivil­
rechtsverkehr, „dessen Wesen“ und seiner „geordneten 
Durchführung“ zu rechtfertigen, ist aus den oben be­
reits dargelegten Gründen nicht geeignet, das Problem 
zu lösen. Von der Sicherheit der geordneten Durch­
führung des Zivilrechtsverkehrs, m. a. W. der Ver­
kehrssicherheit her gesehen, unterscheidet sich übrigens 
die hier bestehende Problematik in keiner Weise von 
der des § 932 BGB in bezug auf Volkseigentum. Selbst 
bei der Frage des Eigentumswechsels ist das Argument 
der Verkehrssicherheit anerkanntermaßen niemals da­
zu geeignet, durch Schutz des guten Glaubens einen 
gutgläubigen Eigentumserwerb zuzulassen. Es ist nicht 
ersichtlich, weshalb das Gericht mit diesem Argument 
im vorliegenden Fall den guten Glauben eines Besitzers 
für schutzwürdig erklären will..

Ebenso kann der Hinweis auf die gleiche Rechts­
stellung der Parteien im Zivilrechtsverkehr nicht die 
Tatsache entkräften, daß einer dieser Partner materiell­
rechtlich erhöhten Schutz genießt. Das sind zwei von­
einander unabhängige Fragen, die nicht miteinander 
gekoppelt werden dürfen. Und schließlich darf doch die 
Fragestellung nicht die sein, wie man gewisse Beein­
trächtigungen des Volkseigentums zu rechtfertigen 
sucht, sondern wie mit den Mitteln unseres Rechts evtl, 
eintretender Schaden, soweit dadurch der Rechtsgrund­
satz „Volkseigentum ist unantastbar“ verletzt wird, 
verhindert werden kann. Unzweifelhaft wird im vor­
liegenden Fall letztlich erst durch die Entscheidung des 
Gerichts dem Volkseigentum eine Beeinträchtigung zu- 

' gefügt. Zu untersuchen wäre also, ob dies mit dem Ge­
setz übereinstimmt oder ob dadurch der genannte 
Rechtsgrundsatz verletzt wird.

Das Kammergericht verneint letzteres damit, daß es 
die besonderen Schutzvorschriften des Volkseigentums 
auf „die Substanzerhaltung des Volkseigentums“ be­
schränkt, die Nutzungen aber nicht zur Substanz des 
Volkseigentums gerechnet wissen will. Hierzu ist zu 
sagen, daß erstens mit der Behauptung, der besondere 
Schutz des Volkseigentums beschränke sich lediglich 
auf die „Substanzerhaltung“, eine These aufgestellt 
wird, deren Nachweis das Urteil schuldig bleibt, sicher­
lich auch deshalb schuldig bleiben muß, weil diese 
Problematik erst einer eingehenden Untersuchung be­
darf. Die gesetzlichen Bestimmungen, durch die der 
Rechtsgrundsatz „Volkseigentum ist unantastbar“ Ein-
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